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1. Einleitung  

Innerhalb einer Woche ist eine Diskussion um das deutsche Altersversorgungssystem entstanden, wel-

che noch vor einem Monat so nicht vorherzusehen war. Aufgrund eines – mit zumindest fragwürdigen 

Zahlen und Statistiken arbeitenden – Berichts des Westdeutschen Rundfunks (WDR), welcher am Mon-

tag, den 11.04.2016, ausgestrahlt wurde, kam es zu mehreren Reformaufrufen deutscher Spitzenpoli-

tiker u.a. von Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) und dem bayrischen Ministerpräsidenten Horst 

Seehofer (CSU). Adressiert werden dabei unterschiedliche Problemstellungen, hauptsächlich jedoch 

ein vermeintliches Legitimationsdefizit des Altersversorgungssystems aufgrund (erwarteter) steigen-

der Altersarmut und das Versagen der zusätzlichen Altersvorsorge – im Volksmund Riester-Rente ge-

nannt. 

Um diese Probleme anzugehen, wird insbesondere die sogenannte Lebensleistungsrente und eine Fi-

xierung bzw. Steigerung des Niveaus der gesetzlichen Rente diskutiert. Erstere hat – wie im Folgenden 

ausgeführt wird – massive Anreiz- und Umverteilungsprobleme während eine Festschreibung bzw. die 

Steigerung des gesetzlichen Rentenniveaus nichts gegen das Problem der Altersarmut entgegensetzt, 

sondern lediglich eine sehr starke Umverteilung zugunsten der Baby-Boomer-Generationen auf Kosten 

jüngerer Kohorten bedeutet. 

Die Kurzexpertise ist wie folgt aufgebaut. Im nächsten Abschnitt wird kurz die Situation der Altersar-

mut in Deutschland und ihre wahrscheinliche Entwicklung skizziert. Anschließend werden die oben 

genannten Vorschläge Lebensleistungsrente und die Fixierung des Rentenniveaus vorgestellt und dis-

kutiert. Abschließend erfolgt die Skizzierung eines Freibetrags für Produkte der zweiten Schicht wie 

etwa die Riesterrente oder Produkte der betrieblichen Altersvorsorge (bAV) um das Akzeptanzproblem 

der gesetzlichen Rentenversicherung anzugehen. 

2. Altersarmut in Deutschland1 

Debatten zur Altersarmut verlaufen in Deutschland immer sehr emotional und aufgeregt. Leider wird 

bei all dieser Aufregung oft vergessen, was die Gesellschaft unter Altersarmut eigentlich versteht und 

was vor allem Armut in diesem Zusammenhang bedeutet. Auch in den Medien wird die Komplexität 

der Thematik oft ignoriert und nicht die benutzte Definition von Armut klar dargestellt. 

In der Wissenschaft haben sich – gerade in Bezug auf Altersarmut – zwei Definitionen durchgesetzt. 

Die erste ist eine relative Definition und setzt am Median(netto)einkommen der Bevölkerung an. Wer 

                                                            

1 Eine ausführliche Darstellung dieses Themas findet sich bei Börsch-Supan et al. (2013), abgerufen am 
28.04.2016: http://www.bpb.de/apuz/153127/anmerkungen-zur-diskussion-ueber-altersarmut?p=all. 
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(als Single-Haushalt) ein Einkommen oder Bezüge unter 60 Prozent dieses Mediannettoäquivalenzein-

kommens (im Jahr 2014 lag diese 60%-Grenze bei 986,65 Euro)2 hat, gilt nach dieser Definition als arm. 

Diese Definition besitzt zwar eine gewisse Aussagekraft, ist doch aus mehreren Gründen mit Proble-

men behaftet. Zum Beispiel kann nach dieser Definition die Altersarmut alleine dadurch steigen, dass 

Löhne und Beschäftigung stärker zunehmen als das Rentenniveau. Einfach ausgedrückt: Sollte Cristi-

ano Ronaldo sich entschließen in die Bundesliga zu wechseln, würde alleine dadurch gemäß dieser 

Definition die Altersarmut steigen.  

Viele Studien, bspw. der OECD oder der Bertelsmann-Stiftung, bedienen sich der oben skizzierten De-

finition und treten dann mit einem gewissen Alarmismus auf, welcher in der Folge von den Medien 

aufgenommen wird.3 Dabei ist nach den Reformen der Schröder-Regierung mittelfristig festgeschrie-

ben, dass die Renten langsamer als Löhne und Beschäftigung wachsen. Somit muss es - zumindest bei 

einem singulären Blick auf die Renten der gesetzlichen Rentenversicherung – nach dieser Definition 

von Altersarmut zu einem gewissen Anwachsen dieser kommen. 

Die zweite Definition, welche auch derzeit die politische Diskussion bestimmt, orientiert sich an der 

Grundsicherung im Alter. Wenn das persönliche Nettoeinkommen, bspw. aus Rentenzahlungen der 

gesetzlichen Rentenversicherung, nach Renteneintritt in Summe das Niveau der Grundsicherung im 

Alter nicht erreicht, werden nach einer Bedürftigkeitsprüfung die Bezüge aus Steuermitteln auf das 

Niveau der Grundsicherung aufgestockt. Einkommen bzw. Bezüge wie etwa Zahlungen der gesetzli-

chen Rentenversicherung oder aus einer privaten Zusatzversorgung (z.B. einer sogenannten Riester-

Rente) werden auf die Grundsicherung angerechnet. Da Wohnkosten regional variieren, gibt es hier 

keinen einheitlichen Betrag, im Durchschnitt kann aber von 773 Euro pro Monat als Grundsicherungs-

niveau ausgegangen werden.4 Im Dezember 2015 waren insgesamt 1.038.008 Personen auf Aufsto-

ckung auf das Grundsicherungsniveau angewiesen, davon 536.121 oberhalb der Altersgrenze (zwi-

schen 65 und 67).5 

                                                            

2 Vgl. Destatis (2016), abgerufen am 22.04.2016: https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/ 
EinkommenKonsumLebensbedingungen/LebensbedingungenArmutsgefaehrdung/Tabellen/Einkommensvertei-
lung_SILC.html. 

3 Bspw. OECD (2015), Pensions at a Glance 2015: OECD and G20 indicators, OECD Publishing, Paris; Bertels-
mann-Stiftung (2015), Demographie konkret – Altersarmut in Deutschland, Gütersloh. 

4 Vgl. Deutsche Rentenversicherung (2016), abgerufen am 26.04.2016: http://www.deutsche-rentenversiche-
rung.de/Allgemein/de/Inhalt/2_Rente_Reha/01_rente/04_in_der_rente/04_grundsicherung_bei_kleinstren-
ten/00_01_grundsicherung_anspruch_und_hoehe.html. 

5 Vgl. Destatis (2016), abgerufen am 26.04.2016: 
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Soziales/Sozialleistungen/Sozialhilfe/Grundsiche-
rung/Tabellen/Reiter_03_BL_BQ_2015_DurchschnBetrVerschMerkmale.html. 
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Beiden Definitionen nach kann kein im EU-weiten Vergleich besonders hervorragendes Altersarmuts-

problem in Deutschland festgestellt werden. Laut Statistischem Bundesamt sind jüngere Haushalte – 

insb. Alleinerziehende mit Kindern – stärker von Armut betroffen als Menschen über 65 Jahre.6 Armut 

im Alter könnte allerdings als schwerer zumutbar empfunden werden, da die Chancen aus der Armut 

– bspw. über Arbeit – herauszukommen deutlich niedriger sein dürften als für jüngere Haushalte. 

Trotzdem stellt sich bei dieser Faktenlage die Frage, warum gerade der Altersarmut besonders Auf-

merksamkeit geschenkt wird – bspw. im Vergleich zur Kinderarmut. 

Ein Grund hierfür dürfte die erwartete Zunahme von Altersarmut auch nach der zweiten Definition 

sein. Die Gründe für diese wahrscheinliche Zunahme absoluter Altersarmut dürften in der unstetigen 

Erwerbsbiographie von prekär Beschäftigten und der Zunahme alleinerziehender Haushalte – insb. von 

Frauen geführt – zu finden sein. Die Frage, die sich dabei stellt, ist, ob hier eine Ursachenbekämpfung, 

sprich bessere Bildung und Vereinbarkeit von Beruf und Familie, nicht das bessere Mittel der Wahl 

wären als ein Herumdoktern an den Symptomen wie den niedrigen Renten der betroffenen Haushalte. 

Ordnungspolitisch ist eine Besserstellung von Altersarmut im Vergleich zu anderen Armutsfällen also 

als problematisch zu betrachten. Warum sollten wir 68-jährige Arme anders behandeln als arme 35-

jährige?  

Unsere Sozialgesetzgebung fragt aus guten Gründen (mit ein paar wenigen Ausnahmen wie etwa Be-

hinderungen, etc.) nicht nach der Schuld der Armut (das Gesetz kennt auch hier die Ausnahme des 

grob schuldhaften Verhaltens, von welcher wir abstrahieren wollen) – sie wird lediglich festgestellt 

und dem Betroffenen dann geholfen. Ob diese Armut durch Pech, Krankheit, gesamtwirtschaftliche 

oder individuelle Umstände, verursacht ist, spielt keine Rolle. Warum nun das Alter bzw. der Status als 

Rentner dabei etwas ändern soll, bleibt unbeantwortet. Bestimmte altersspezifische Ausgaben wie für 

Krankheit und Pflege, welche einen anderen Bedarf Älterer vielleicht rechtfertigen könnten, werden 

von anderen Sozialversicherungszweigen aufgefangen. 

Allerdings muss anerkannt werden, dass es bei steigenden Armutsquoten im Alter zu einem Akzeptanz- 

bzw. Legitimationsproblem des deutschen Altersvorsorgesystems in Gänze kommen könnte. Sollte ein 

solches festgestellt werden, hilft vielleicht sogar die aktuelle Diskussion um das Ringen der besten Lö-

sungsvorschläge. 

                                                            

6 Vgl. Destatis (2016), abgerufen am 22.04.2016: https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftS-
taat/EinkommenKonsumLebensbedingungen/LebensbedingungenArmutsgefaehrdung/Tabellen/ArmutSoziale-
Ausgrenzung_SILC.html; https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/EinkommenKonsumLe-
bensbedingungen/LebensbedingungenArmutsgefaehrdung/Tabellen/ArmutsgefQuoteTyp_SILC.html.  
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3. Lebensleistungsrente und Fixierung des Rentenniveaus – Lösung oder Ver-
schlimmbesserung? 

Fixierung des Rentenniveaus 

Aufgrund des in der Einleitung beschriebenen Beitrags des WDR kam es in den vergangenen Wochen 

zu mehreren Reformvorschlägen der Politik, u.a. von der Partei „Die Linke“ und Vizekanzler Sigmar 

Gabriel. Beide schlugen eine Festschreibung bzw. Steigerung des gesetzlichen Rentenniveaus vor.7 Der 

Vorschlag des Vize-Kanzlers sieht dabei eine Festsetzung des derzeitigen Niveaus von 48% vor. Die 

Partei „Die Linke“ möchte hingegen das Standardrentenniveau bis 2030 auf 53% sukzessive erhöhen. 

Dieser Vorschlag ist aus dreierlei Gründen abzulehnen, denn erstens setzt eine solche Reform nur we-

nig dem Zunehmen absoluter Altersarmut entgegen und zweitens werden die Nachhaltigkeitsrefor-

men der Regierung Schröder, welche das Rentensystem langfristig überhaupt erst wieder stabil und 

einigermaßen nachhaltig finanziert aufgestellt haben, konterkariert. Hinzu kommt drittens eine mas-

sive Umverteilung von den jetzt Jungen und zukünftigen Generationen zu den Baby-Boomer-Genera-

tionen. Letzteres ist sicher ein normatives Argument, welches an dieser Stelle jedoch erlaubt sein 

sollte. 

Das Rentenniveau hat wenig mit Altersarmut zu tun, da die betroffenen Gruppen – wie etwa alleiner-

ziehende Frauen – schlicht zu wenig Beitragszeiten aufweisen, damit deren Renten sie über das Niveau 

der Grundsicherung hieven könnten. Somit würden, wie schon bei der Rente mit 63, vor allem gutver-

dienende Gruppen mit stetigen Erwerbsbiographien profitieren. Zudem ist eine solche Reform sehr 

teuer und belastet vor allem jüngere Generationen wie etwa die Berechnungen von Holtemöller et al. 

(2016) zeigen.8 Die Autoren berechnen, dass der Reformvorschlag von Gabriel im Jahr 2030 einen Bei-

tragssatz zur Rentenversicherung von 24% implizieren würde, die Reform der Partei „Die Linke“ sogar 

von 27%, gegenüber einem Beitragssatz von 22% im Status quo. Diese Berechnungen können als kon-

servativ angesehen werden und bilden damit eher die Untergrenze. 

 

                                                            

7 Dieses beschreibt das Verhältnis einer Standardrente, auch „Eckrente“ genannt, mit 45 Versicherungsjahren 
und dem durchschnittlichen Erwerbseinkommen im jeweiligen Jahr. 2016 liegt dieses Standardrentennivau 
netto vor Steuern (also nach Abzug der Sozialversicherungsbeiträge), bei 47,8%. Vgl. Deutsche Rentenversiche-
rung (2016), abgerufen am 28.04.2016: http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Naviga-
tion/6_Wir_ueber_uns/02_Fakten_und_Zahlen/02_kennzahlen_finanzen_vermoegen/1_kennzahlen_rechen-
groe%C3%9Fen/standardrente_rentenniveau_node.html. 

8 Vgl. Holtemöller, Pohle und Zeddies (2016): Stabilisierung der gesetzlichen Rentenversicherung durch Erhö-
hung des Renteneintrittsalters, IWH Online 3/2016, S. 1-10. 
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Lebensleistungsrente 

Als zweite Leitlinie bei den bisher diskutierten Reformvorschlägen kann die sogenannte Lebensleis-

tungsrente genannt werden. Wie bei der Fixierung des Rentenniveaus gibt es hier keinen Referenten-

entwurf oder entsprechendes, sondern vielmehr ähnliche Ideen, welche unter diesem Begriff subsum-

miert werden können. Allen gemein ist eine Aufwertung der Rente (bzw. der Rentenpunkte) bei lang-

jährigen Erwerbsbiographien, welche jedoch im Status quo mit einer (Netto-)Rente unter dem Grund-

sicherungsniveau rechnen müssen. Beispielhaft hierfür ist die Aufstockung auf mind. 30 Rentenpunkte 

bei 40-jähriger Erwerbsbiographie, was bei dem derzeitigen aktuellen Renten(punkt)wert von 29,21 

Euro (West) einer monatlichen Bruttorente von 876,30 Euro entspricht. Manche dieser Reformvor-

schläge sehen eine Bedürfnisprüfung analog zur Grundsicherung im Alter vor, andere (wie bspw. im 

Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD festgehalten) noch weitere Kriterien wie etwa eine zusätzliche 

betriebliche oder private Altersvorsorge. Die Finanzierung soll bei den meisten Vorschlägen aus Steu-

ermitteln erfolgen. 

Eine solche Reform ohne Bedürfnisprüfung würde zu massiven Mitnahmeeffekten mit ungewollten 

Verteilungseffekten führen. Man nehme nur die in Teilzeit arbeitende Arztgattin, welche trotz erheb-

lichem Haushaltsvermögen dann eine signifikant höhere Rente erhielte als ihr zusteht. Aus diesem 

Grund sehen die meisten Vorschläge, u.a. auch der aus dem Koalitionsvortrag, eine Bedürfnisprüfung 

vor. Doch auch dann überwiegen bei der Lebensleistungsrente die Nachteile. In einem gewissen Lohn-

segment, zwischen dem halben und drei Viertel des sozialversicherungspflichtigen Durchschnittslohns, 

dürfte die Lebensleistungsrente den Anreiz einen Teil der Arbeitskraft in die Schwarzarbeit zu verla-

gern stark erhöhen. Arbeiter und Angestellte mit vergleichbaren Löhnen dürfen nach derzeitigem 

Recht (je nach Erwerbsbiographie) mit einer Rente um das Sicherungsniveau der Grundsicherung rech-

nen. Würde nun ihre Rente automatisch aufgestockt, so wäre das Verlagern der Arbeitskraft in den 

Schwarzmarkt nur rational. 

Zusätzlich würde die Zusatzbedingung einer betrieblichen bzw. privaten Vorsorge genau deren Akzep-

tanz weiter schwächen. Dies hört sich auf den ersten Blick zwar kontraintuitiv an, ist aber wiederum 

folgerichtig, zumindest für den Fall mit Bedürfnisprüfung. Denn wenn der einzelne Versicherte sowieso 

mit einer Aufstockung seiner gesetzlichen Rente auf das Grundsicherungsniveau zu rechnen hat, ihm 

allerdings bei einer Bedürfnisprüfung die Rentenzahlungen aus betrieblichen oder privaten Zusatzver-

sicherungen angerechnet werden, wird es diese nur auf dem kleinsten möglichen Niveau abschließen 

– was konträr zu den in der letzten Dekade beschlossenen Reformen steht. Abhilfe hierfür würde dann 

wiederum ein Freibetrag für Riester – und bAV-Renten bringen. Ein solcher Freibetrag würde aber be-

reits alleine ausreichen um das oben beschriebene (vermeintliche) Legitimitätsproblem der deutschen 

Altersvorsorge zu vermindern. Im Folgenden wird dies im Detail beleuchtet. 
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4. Der Riester-Freibetrag – die beste aller Second-Best-Lösungen? 

Im Zuge der Diskussion der Zuschussrente aus dem Hause der damaligen Bundesministerin für Arbeit 

und Soziales Ursula von der Leyen gab es aus den Reihen des damaligen Koalitionspartners, der Freien 

Demokratischen Partei (FDP), bereits den ersten Aufschlag in Richtung eines Riester-Freibetrags. So 

schlug der damalige stellvertretende Fraktionsvorsitzende Heinrich Kolb ein solches Modell vor, wel-

ches einen absoluten Freibetrag für aus Riester- und bAV-Verträgen stammenden Renten von 100 Euro 

bei Grundsicherung im Alter vorsah, gekoppelt mit einer anschließenden Transferentzugsrate von 

80%.9 Eine Riesterrente über 100 Euro würde also bei Ermittlung der Grundsicherung nicht angerech-

net. Bei einer Riesterrente von 150 Euro würden entsprechend 110 Euro (100 Euro absoluter Freibe-

trag plus 20% von 50 Euro) freigestellt und 40 Euro bei der Grundsicherung angerechnet. In allen Fällen 

erfolgt aber immer eine Bedürfnisprüfung, weshalb es auch kaum sogenannte Mitnahmeeffekte geben 

dürfte. 

Natürlich stellt auch ein solcher Freibetrag eine Diskriminierung unterschiedlicher Haushalte in Armut 

dar, da zum einen eben Armen im erwerbstätigen Alter eine solche Besserstellung verwehrt bleibt und 

zum anderen bspw. Selbstständige und andere Gruppen gar nicht über die bAV oder über Riester vor-

sorgen können.10 Der zweite Kritikpunkt ist jedoch einfach über entsprechende Freibeträge für Basis-

renten oder Ähnlichem heilbar und soll somit nicht Gegenstand der weiteren Diskussion sein. Zum 

ersten Kritikpunkt ist festzuhalten, dass dies aus ordnungspolitischer Sicht richtig ist – es besteht 

grundsätzlich die Frage, ob in die bestehende Struktur aus Grundsicherung im Alter überhaupt einge-

griffen werden muss. Wird dies jedoch normativ bejaht, dann gibt es für einen solchen Riester-Freibe-

trag bereits einen Präzedenzfall – denn das Riestervermögen wird bereits bei Armut während der Er-

werbsphase privilegiert. So sind die Riester-Altersvorsorgevermögen – im Gegensatz zur nicht-geför-

derten Altersvorsorge – zusätzlich zum Schonvermögen von der Anrechnung beim Arbeitslosengeld II 

freigestellt.11 

                                                            

9 Vgl. http://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/altersarmut-fdp-bietet-ersatz-fuer-zuschussrente-
an/7112528.html, abgerufen am 26.04.2016. 

10 Des Weiteren werden auch mit einem solchen Vorschlag die Schwachstellen des bisherigen Fördersystems, 
insb. bei Riester-Verträgen, nicht angegangen. Eine ungenaue Förderung gekoppelt mit meist teuren, rendite-
schwachen Lebensversicherungsprodukten hat die Riesterrente schon seit längerem in die Kritik gebracht. Eine 
Reform dieser Mängel übersteigt jedoch den Fokus dieses Gutachtens und wird wahrscheinlich eher Thema im 
Zuge der Diskussion der sogenannten Deutschland-Rente sein. 

11 Vgl. § 12 Abs. 2 Nr. 2 SGB II.  



7 
 

Um die Einkommens- und Anreizeffekte einmal zu skizzieren, werden im Folgenden stilisierte Modell-

rechnungen dargestellt. Sie stellen keine empirischen Funde dar, sondern sind vielmehr als Gedanken-

experimente zu verstehen. Wir gehen dabei im Folgenden immer von Individuen mit 40 Beitragsjahren 

aus. Dies ist bei einem Riester-Freibetrag nicht per se zwingend, stellt aber im Vergleich zur diskutier-

ten Lebensleistungsrente einen guten Referenzpunkt dar. In diesen 40 Beitragsjahren wird (mit Aus-

nahme von Erziehungszeiten bei den Fällen mit Kindern) jedes Jahr der gleiche Lohn verdient – ein 

natürlich unrealistisches Szenario, was aber auch als Durchschnittsverdienst über 40 Jahre interpre-

tiert werden kann, wenn keine Löhne über der Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen Renten-

versicherung erreicht wurden. Anhand dieser 40 Beitragsjahre und dem zugewiesenen Lohnprofil lässt 

sich anhand des aktuellen Rentenwerts eine (fiktive) monatliche Nettorente vor Steuern, also nach 

Abzug der Sozialversicherungsbeiträge, bestimmen.12 Anhand dieser Nettorente kann dann beurteilt 

werden, ob das Individuum in die Grundsicherung im Alter bei alleinigem Bezug einer Rente aus der 

gesetzlichen Rentenversicherung fallen würde. Das Grundsicherungsniveau wird dabei durchschnitt-

lich mit 773 Euro pro Monat angenommen. Die Riesterrente wird wie folgt berechnet: Jedes  

(Riester-) Jahr spart das Individuum vier Prozent seines Jahreseinkommens, mindestens 214 Euro im 

Jahr. Der eigene monatliche Sparaufwand in der Erwerbsphase resultiert dann aus der Gesamtsparleis-

tung abzüglich der Zulagen (154 Euro Grundzulage p.a., 300 Kinderzulage pro Kind p.a.). Die Höhe der 

ausgewiesenen monatlichen Riesterrenten wird über die Logik der gesetzlichen Rentenversicherung 

bestimmt, d.h. jeder jährlichen Sparleistung wird die äquivalente Anzahl an Rentenpunkten zugewie-

sen, welche dann mit dem ab 01.07.2016 gültigen, aktuellen Rentenwert von 30,45 multipliziert wer-

den.13  

Abbildung 1 zeigt in Abhängigkeit verschiedener stilisierter monatlicher (Lebensdurchschnitts-) Ein-

kommen das Ergebnis eines Riester-Freibetrags. Dabei gibt der hellblaue Balken die Nettorente aus 

der GRV nach Abzug der Sozialversicherungsbeiträge und vor Steuern, der dunkelblaue die Riester-

rente und der braune Balken die Aufstockung aus der Grundsicherung im Alter wieder. Aus allen drei 

Balken zusammen resultieren die monatlichen Alterseinkommen mit einem Riester-Freibetrag. Ohne 

                                                            

12 Im Weiteren wird von Einkommensteuerzahlungen abstrahiert, da sie erstens in diesem Lohnbereich nur sehr 
gering und zweitens durch die jeweils individuelle Situation gekennzeichnet sind. Da wir aber nur die fiktiven 
Niveaus vergleichen möchten, sind (gleiche) Steuerzahlungen unserer stilisierten Fälle irrelevant. 

13 Dies ist als konservative Herangehensweise zu verstehen. Die Riesterrente wurde ja gerade mit dem Argument 
eingeführt, höhere Renditen als die gesetzliche Rentenversicherung zu erwirtschaften. Mittel- bis langfristig 
sollte dies – trotz derzeit niedriger Zinsen im Lebensversicherungsbereich – auch sein, zumal es ja derzeit auch 
eine Diskussion um Alternativen wie etwa die Deutschland-Rente gibt, welche genau diese Renditeschwäche 
adressieren. Mit dieser Herangehensweise können wir auch im Weiteren von Verwaltungskosten und ähnlichem 
abstrahieren. Die Annahme ist einfach, dass die Riesterrente zumindest gleich gut wie die gesetzliche Renten-
versicherung sein sollte. Renditen darüber hinaus würden die folgende Argumentation nur verstärken und somit 
die Ergebnisse lediglich quantitativ beeinflussen. 
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einen solchen würden die Riesterrenten (oder analog Renten aus der bAV) auf die Grundsicherung 

angerechnet, womit sich in Theorie die Grundsicherungszahlungen verringern würden und Haushalte 

unter 1.764 Euro monatliches Bruttoeinkommen in der Erwerbsphase auf dem Niveau der Grundsiche-

rung von 773 Euro monatlich landen würden. In der Praxis hat sich aber gezeigt, dass entgegen der 

ursprünglichen Intention die Mehrheit der gesetzlich Rentenversicherten mit einem Bruttojahresein-

kommen von unter 20.000 Euro nicht über Riester-Verträge vorsorgt.14 Dies hat eben damit zu tun, 

dass in vielen Fällen die Erwartungshaltung zugrunde liegen dürfte, auch mit einem Riestervertrag 

nicht über das Niveau der Grundsicherung zu kommen. Somit kommt es in der Erwerbsphase zu keiner 

Sparanstrengung. Dies dürfte in der Empirie für viele Haushalte in diesen Einkommensklassen treffen, 

da die Berechnungen auf einem lebenslang konstanten Einkommen und ohne Phasen von Erwerbslo-

sigkeit fußen. In der Realität dürften variable Einkommen und Arbeitslosigkeit aber die Entscheidung 

für eine zusätzliche Altersvorsorge eher verschlechtern. 

Als Beispiel möge der Fall eines Arbeitnehmers dienen, welcher 40 Jahre lang durchschnittlich 1.550 

Euro im Monat verdient und ebenso lange auch mit einem Riestervertrag sparen kann (vierter Balken 

in Abbildung 1). Aufgrund seiner Versichertenzeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung landet er 

mit einer monatlichen Rente nach Abzug der Sozialbeiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung bei 

549 Euro (Monatliche Nettorente GRV). Da dies deutlich unter dem Niveau der Grundsicherung im 

Alter liegt, würde er auf dieses aufgestockt – monatlich 773 Euro (gekennzeichnet durch die blaue 

Linie) – sofern er oder sie eben keine zusätzliche Altersvorsorge betrieben hat (hier fiktiv möglich über 

40 Jahre). Hätte er sich zum Abschluss eines Riestervertrags entschieden, so hätte er in der Erwerbs-

phase im Durchschnitt 49 Euro pro Monat sparen müssen (monatlicher Sparaufwand in der Erwerbs-

phase, abgetragen auf der rechten vertikalen Achse, die Grundzulage ist hierbei schon eingerechnet). 

Dafür würde er nun in der Rentenbezugsphase eine monatliche Riesterrente von 130 Euro bekommen. 

Ohne Freibetrag wie im aktuellen Gesetzesstand würden diese 130 Euro voll auf seine Grundsiche-

rungsleistungen angerechnet, d.h. er würde wiederum bei 773 Euro landen, der Staat würde allerdings 

130 Euro Grundsicherungszahlungen sparen. Diese Ersparnis auf Seiten des Staates ist aber sehr un-

wahrscheinlich, da der Arbeitnehmer derzeit eben kaum Anreize hat, einen Riestervertrag abzuschlie-

ßen. Würde nun ein Freibetrag wie oben beschrieben eingeführt, so würde der Haushalt deutlich bes-

ser gestellt. Die monatlichen Bezüge würden von 773 Euro Grundsicherungsniveau auf 879 Euro an-

steigen – ein deutlich gestärkter Anreiz die 49 Euro pro Monat in der Erwerbsphase anzulegen. Da aber 

über 100 Euro monatlicher Riesterrente bei gleichzeitiger Aufstockung durch die Grundsicherung im 

                                                            

14 Vgl. Kruse und Scherbarth (2015), Förderung der Riester-Rente durch Zulagen und Sonderausgabenabzug: 
Mehr als 10,8 Millionen geförderte Personen im Beitragsjahr 2011, in: RV aktuell 3/2015, S. 55-65. 
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Alter die hohe Transferentzugsrate von 80 Prozent greift, spart auch der Staat – seine Grundsiche-

rungszahlung sinkt um knapp 24 Euro auf rund 200 Euro monatlich. Dies wird im Folgenden auch als 

fiskalische Minderaufwendungen durch Freibetrag bezeichnet. Diese kommen aber nur zustande, 

wenn sich der Haushalt erst aufgrund der Einführung des Freibetrags überhaupt für eine zusätzliche 

Altersvorsorge entscheidet.  

Abbildung 1: Ergebnisse eines Riester-Freibetrags nach dem Bruttoeinkommen 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Würde nun ein Freibetrag für zusätzliche Altersvorsorge von absolut 100 Euro und ab dann 20 Prozent 

der über 100 Euro liegenden Riesterrente eingeführt, steigt der Anreiz für zusätzliche Altersvorsorge 

stark an, da alle betrachteten Haushalte deutlich besser gestellt werden. Ab einem Einkommen von 

ca. 2.000 Euro monatlich in der Erwerbsphase ist dann der Freibetrag nicht mehr nötig, da nun die 

Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung zuzüglich der Riesterrente über dem Wert des Freibe-

tragsregimes liegt.15 Der Freibetrag sorgt jedoch wahrscheinlich dafür, dass die Abschlusswahrschein-

lichkeiten solcher Haushalte deutlich steigen und es somit bei Haushalten über 2.000 Euro Bruttoein-

kommen gar keine Leistungen der Grundsicherung im Alter mehr bedarf. 

                                                            

15 Um Fehlanreize weiterhin zu vermeiden, würde beim Antrag auf Grundsicherung eine Günstigerprüfung erfol-
gen, ob das Freibetragsregime oder einfach gesetzliche Rente zuzüglich Riester den Antragssteller besser stellt. 
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Abbildung 2: Ergebnisse eines Riester-Freibetrags nach dem Bruttoeinkommen einer alleinerziehenden Mutter 

Quelle: Eigene Berechnungen.16 

Sollte also ein Haushalt im Status quo keine zusätzliche Altersvorsorge betreiben, dies aber durch den 

Anreiz über den Freibetrag ändern, so wird es Haushalte geben, welche sich selbst aus der Altersarmut 

befreien. Bei anderen spart der Staat zumindest einen Teil der Grundsicherungsleistungen, da Beträge 

über 100 Euro wiederum zu 80 % (Transferentzugsrate = TER) auf die Grundsicherung angerechnet 

werden.17 

Wie Abbildung 2 zeigt, gilt dies insbesondere auch für Alleinerziehende mit Kindern, allerdings mit 

einer Einschränkung. Zumindest in der bisherigen Förderlogik der zusätzlichen Altersvorsorge müssen 

Alleinerziehende entweder in Erziehungs-/Elternzeit sein oder einer sozialversicherungspflichtigen  

(oder Ähnlichem wie einer Beamtentätigkeit) Beschäftigung nachgehen. Hier gilt also wiederum die 

Forderung der Ursachenbekämpfung von Altersarmut. Eine gute Ausbildung und die Möglichkeit durch 

die entsprechende Infrastruktur Beruf und Familie zu verknüpfen, sind somit die hinreichenden Bedin-

gungen im Kampf gegen Altersarmut. Ist dies aber der Fall, würden gerade Alleinerziehende (oder auch 

Familien mit Kindern) im Besonderen profitieren, da ihr monatlicher Sparaufwand in der Erwerbsphase 

aufgrund der Kinderzulagen deutlich niedriger ausfällt. So muss das Pendant zum vorhin betrachteten 

                                                            

16 Ausgehend davon, dass die Mutter für die Kindererziehung sechs Jahre aus der Erwerbstätigkeit aussteigt.  

17 Diese Ersparnis steigt mit der Rendite der Riesterrente, was die Diskussion um die Deutschland-Rente ebenso 
beeinflussen könnte. 
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Arbeitnehmer mit 1.550 Euro monatlichem Einkommen in der Erwerbsphase lediglich 29 Euro statt 49 

Euro aus eigener Tasche monatlich sparen um im Szenario mit Freibetrag auf den gleichen Betrag im 

Alter zu kommen. 

Abbildung 3 zeigt nun wiederum, dass die oben genannten Argumente auch für eine kürzer laufende 

zusätzliche Altersvorsorge zutreffen. Auch mit 25 Jahren Ansparphase (die beiden Fälle rechts in Ab-

bildung 3) werden die dargestellten Modellfälle mit dem Freibetrag deutlich besser gestellt als vorher 

mit Grundsicherung. Und dadurch steigt wiederum die Wahrscheinlichkeit für einige Haushalte sogar 

vollständig auf Grundsicherung verzichten zu können.  

Abbildung 3: Rentenvergleich mit und ohne Kinder nach Riesterjahren 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Allerdings muss konstatiert werden, dass ein solcher Freibetrag eben nur denjenigen hilft, welche eine 

zusätzliche Altersvorsorge (oder eine bAV) in nennenswertem Ausmaß betrieben haben – und somit 

wenig Auswirkungen für derzeit Beziehende der Grundsicherung im Alter haben dürfte. Will heißen: 

Ein Riester-Freibetrag dürfte vor allem mittel- bis langfristig etwas gegen steigende Altersarmut bewir-

549

301

549

301

679

386

631

372

773 773 773 773

879 858 854 844

49

16

49

13

10

15

20

25

30

35

40

45

50

55

0

200

400

600

800

1.000

Keine Kinder; 25% des 
durchschnittlichen 
Bruttoeinkommens 

(1550€); 40 Beitrags- und 
Riesterjahre

Alleinerziehend, zwei 
Kinder, 450€ Minijob; 40 

Riesterjahre; 40 
Beitragsjahre (inklusive 
Kindererziehungszeiten)

Keine Kinder; 25% des 
durchschnittlichen 
Bruttoeinkommens 

(1550€); 40 Beitrags- und 
25 Riesterjahre

Alleinerziehend, zwei 
Kinder, 450€ Minijob; 25 

Riesterjahre; 40 
Beitragsjahre (inklusive 
Kindererziehungszeiten)

M
O

N
A

TLIC
H

E R
IESTER

SP
A

R
R

A
TE (€

)
M

O
N

A
TL

IC
H

ES
 A

LT
ER

SE
IN

K
O

M
M

EN
 (

€
)

MONATLICHES BRUTTOEINKOMMEN (€) IN DER ERWERBSPHASE

Rentensituation eines Alleinverdieners ohne Kinder und einer 
alleinerziehenden Mutter mit zwei Kindern (TER = 80%) 

Monatliche Nettorente GRV Monatliche Rente mit Riester/ohne Freibetrag

Monatliche Rente nach Bedürfnisprüfung ohne Riester Monatliche Rente mit Riester und Freibetrag

Monatlicher Sparaufwand in der Erwerbsphase



12 
 

ken, allerdings nur wenig Effekte auf bestehende Altersarmut haben. Dies gilt jedoch auch für die Le-

bensleistungsrente, welche ja – zumindest bei manchen Vorschlägen – eine zusätzliche Altersvorsorge 

(oder bAV) vorsieht, welche aufgrund der beschriebenen Anreizproblematik nur wenige derzeit Alters-

arme vorweisen dürften. Natürlich sind diese Modellrechnungen abhängig von den gewählten Para-

metern wie bspw. der Transferentzugsrate. Dies ist in erster Linie eine politische Entscheidung, in wel-

cher Höhe eine Umverteilung von Steuerzahlern zu Freibetragsnutzern erfolgen soll. Im Anhang wer-

den in Abbildungen 4 und 5 die Effekte verschiedener Transferentzugsraten aufgezeigt. 

5. Fazit 

Die Rentendiskussion in Deutschland hat in den letzten Wochen Fahrt aufgenommen. Diskutiert wer-

den vor allem das Problem der Altersarmut und das damit verbundene Akzeptanzproblem des gesam-

ten Altersvorsorgesystems. Zwar ist das Altersarmutsrisiko älterer Menschen nicht höher als das der 

Gesamtbevölkerung, jedoch wird erwartet, dass Altersarmut – insb. bei Frauen – signifikant ansteigen 

wird. Es gilt somit, den ordnungspolitischen Eingriff, Diskriminierung bestimmter Gruppen in Armut, 

abzuwägen gegen das angezeigte Akzeptanzproblem aufgrund zunehmender Altersarmut. Nichtsdes-

totrotz sollten immer auch die Ursachen für Altersarmut in Angriff genommen werden – insb. Ausbil-

dung und die Infrastruktur zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf, vor allem für Alleinerzie-

hende. 

Sollte sich für einen solchen Eingriff entschieden werden, stellt sich die Frage nach der besten der 

Second-Best-Lösungen. Im politischen Raum stehen die Fixierung des Rentenniveaus und die soge-

nannte Lebensleistungsrente. Erstere Maßnahme ist rundum abzulehnen, da sie in keiner Weise das 

Altersarmutsproblem adressiert und lediglich eine nicht nachhaltige Umverteilung jüngerer Jahrgänge 

hin zu den sogenannten Baby-Boomer-Generationen darstellt. Die Lebensleistungsrente, also die Auf-

wertung der Rentenpunkte bei langjähriger Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung, ist 

sicher zielgenauer als eine Fixierung des Rentenniveaus, mag jedoch auch nicht überzeugen. Ohne eine 

Bedürfnisprüfung wie in der Grundsicherung im Alter sind hohe Mitnahmeeffekte zu erwarten, mit 

Bedürfnisprüfung gibt es einen starken Anreiz Teile der Erwerbstätigkeit in Schwarzarbeit zu verbrin-

gen. 

Besser ist es die Eigenvorsorge zu stärken und für entsprechend gefährdete Einkommens- und gesell-

schaftliche Gruppen anreizkompatibel zu machen. Die zusätzliche Altersvorsorge wurde bisher bei der 

Grundsicherung im Alter voll angerechnet, was auch sachlogisch war. Darauf folgend war es aber auch 

für viele Haushalte rational, keine zusätzliche Altersvorsorge zu betreiben. Ein Freibetrag für zusätzli-

che Altersvorsorge oder ähnliche Produkte (bAV, Basisrente) würde den Anreiz für das Altern selbst-

ständig vorzusorgen stark erhöhen und könnte dadurch das steigende Altersarmutsproblem zielgenau 

angehen. 
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6. Anhang 

Abbildung 4: Sensitivitätsanalyse anhand der Transferentzugsrate 

Quelle: Eigene Berechnungen 

 

Abbildung 5: Riesterrenten in Abhängigkeit verschiedener Transferentzugsraten 

Quelle: Eigene Berechnungen 
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